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Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte: 1. .............................,
2.
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@ e g e n
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Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 29. Oktober 1980

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Bayerischen
Landessozialgerichts vom 26. Juni 1979 aufgehoben.

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das Landessozialgericht zurückverwiesen.
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Der Kläger hatte am 20. September 1973 einen Arbeitsunfall

erlitten, durch den sein linkes Knie betroffen werden war

und der bis zum 24. November 1975 Arbeitsunfähigkeit be-

dingte. Rente wurde deswegen nicht gewährt.

Am 27. Dezember 1975 erlitt der Kläger einen weiteren Ar—

beitsunfall. Er war beim Rangieren zwischen die Puffer—

flächen zweier Eisenbahnwagen geraten. Die Beklagte ge-
währte ihm wegen der Folgen dieses Unfalls durch Bescheid

vom 9. September 1974 für die Zeit vom 5. März bis 50. Juni

1974 Rente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB)

vom 50 vH. Als Unfallfolgen erkannte sie an: Folgenlos äh—

geheilte Rippenserienbrüche 5 bis 7 links, Zustand nach Ent-

fernung der Milz, druckempfindliche Narbe unter dem linken

Rippenbogen, Zustand nach linksseitiger Nierenkontusion.

[
Mit der beim Sozialgericht (SG) Augsburg erhobenen Klage
hat der Kläger die Verurteilung der Beklagten zur Gewährung
einer Verletztenrente vom 5. März bis 27. April 1974 nach

einer MdE von 75 vH, vom 28. April bis 27. Juli 1974 nach

einer MdB vom 50 vH und ab 28. Juli 1974 nach einer MdE

von 30 vH begehrt. Er hat ua geltend gemacht, daß der Ar—
beitsunfall vom 20. September 1975 erwerbsmindernde Folgen

hinterlassen habe. Bei dem weiteren Arbeitsunfall vom
27. Dezember 1975 sei es zusätzlich zu einer Verletzung

des Ober- und Unterkiefers mit Zahnverlust gekommen.

Das SG hat die Beklagte zur Gewährung einer Verletztenrente

vom 5. März bis 27. April 1974 nach einer MdE von 75 vH,

vom 28. April bis 27. Juli 1974 nach einer MdE von 50 VB

und vom 28. Juli 1974 bis 27. Dezember 1975 nach einer

MdE von 25 vH verurteilt (Urteil vom 19. Januar 1977).
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Die Berufung des Klägers hat das Bayerische Landessozialge-

richt (LSG) zurückgewiesen (Urteil vom 26. Juni 4979). Zur

Begründung hat es ausgeführt: Die Einschätzung des Grades der
MdB beruhe hinsichtlich der unfallbedingten Nierenkontusion

auf dem Gutachten der Dres. S und E von der Uro—

10gischen Klinik des Krankenhauszweckverbandes A vom

42. Juli 4974 und in bezug auf die übrigen anerkannten Unfall-

folgen auf dem Gutachten des Facharztes für Chirurgie
Dr. 8 vom 24. Oktober 4975. Der vom LSG gehörte Facharzt

für Chirurgie Dr. W habe in seinem Gutachten vom
47. April 4979 ausgeführt, daß auch die beim Kläger am

25. Februar 4976 von Dr. S durchgeführte Revision im Nar—

benbereich zu keiner höheren MdE als 40 vH seit dem 28. De—

zember 4975 geführt habe. Daß der Kläger darüberhinaus durch

den Unfall vom 27. Dezember 4975 infolge eines Sturzes auf
_

das Gesicht Platzwunden und Zahnschäden erlitten habe, wie

Dr. K in seinem Bericht vom 28. Mai 4975 aus—

führe, könne nicht zutreffen. Der Kläger habe Dr. K —
erstmals am 7. März 4974 aufgesucht; zu diesem Zeit—

punkt könnten Platzwunden nicht mehr bestanden haben. Die An—

gaben hierüber durch Dr. K könnten deshalb nur
auf Auskünften des Klägers beruhen, deren Richtigkeit im Hin—

blick auf den Durchgangsarztbericht und die Krankengeschichte

bezweifelt werden müsse. Es liege daher der von den Sachver—

ständigen Prof. Dr. Dr. G und Dr. A von der
Klinik und Poliklinik für Zahn—, Münd- und Kieferkrankheiten
der Universität E im Gutachten vom 28. Oktober 4976

geäußerte Verdacht nahe, daß der Kläger bei früheren tät—

lichen Angriffen eine entsprechende Gesichtsverletzung erlitten

habe. Eine Anhörung des Dr. P sei nicht erforder—
lich. Nach dem Bericht der Dres. B und h von

der Klinik und Poliklinik für Hals-, Nasen— und Ohrenkranke

der Universität M vom 4. Dezember 4975 könne die beim

Kläger festgestellte Innenohrschwerhörigkeit nicht mit Wahr—

scheinlichkeit auf den Unfall vom 27. Dezember 4975 zurück—

geführt werden. Dafür fehle es an dem Nachweis eines entspre—
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chenden Kopftraumas. Es seien auch keine Folgen eines sol—
chen Traumas festzustellen, die den Hörschaden hätte be—

wirken können. Folgen des Arbeitsunfalls vom 20. September

1975 seien zumindest ab 28. Dezember 1975 nicht mehr vor—

handen. Der Kläger habe damals nicht einen Bruch des linken

Kniegelenks, sondern lediglich eine Prellung bzw Stauchung

erlitten. Die gegenwärtigen Beschwerden des Klägers be—

ruhten nach dem Gutachten des Dr. S vom 24. Oktober

1975 auf beiderseits vorhandenen Verschleißerscheinungen.

Der Senat hat die Revision durch Beschluß vom 18. Dezember

4979 (2 BU 489/79) zugelassen.

Der Kläger hat dieses Rechtsmittel eingelegt und im wesent-

lichen wie folgt begründet: Bereits die anerkannten Unfall-

folgen bedingten einen höheren Grad der MdE.als vom LSG an-

genommen worden sei, insbesondere weil seit der Narbenopera—

tion durch Dr. { ständige Beschwerden vorhanden seien. Er

habe deswegen in der Berufungsbegründung vom 29. Arpil 1977

die Einholung eines Gutachtens von der Universitätsklinik

M beantragt. In der Berufungsbegründung habe er auch

erneut vorgetragen, daß er durch den Unfall Platzwunden und
Zahnschäden erlitten habe, und beantragt, den Stationsarzt

der Station 17 des Hauptkrankenhauses A , wo er nach

dem Unfall behandelt worden sei, und Dr. K als

sachverständigen Zeugen zu vernehmen. Die Platzwunden seien

innen im Unter— und Oberkiefer noch vorhanden gewesen, als
Dr. R ihn am 7. März 1974 untersucht habe. Wären

diese Ärzte vernommen worden, wären die Zahnschäden als Un—

fallfolgen bewiesen worden. Denn dann wären auch Prof. Dr.

Dr. G und Dr. h im Gutachten vom 28. Oktober
1976 zu dem Ergebnis gekommen, daß die festgestellten Zahn—
schäden wahrscheinlich auf den Arbeitsunfall vom 27. Dezem—

ber 1975 zurückzuführen seien. Auch der bei ihm bestehende

Gehörschaden sei Folge dieses Unfalls. Der durch den Ar—
beitsunfall vom 20. September 1973 verursachte Bruch des

!
- 5 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_5..

linken Kniegelenks sei zwar wieder verheilt, jedoch habe er
noch erhebliche Beschwerden. Das LSG hätte daher dem schon

in der Berufungsbegründung vom 29. April 4977 gestellten An—

trag auf Einholung von Gutachten von dem Facharzt für Ortho—

pädie Dr. K‚ in A und den H Heilan-

stalten in A oder der orthopädischen Abteilung der

Universitätsklinik M stattgeben müssen.

Der Kläger beantragt,

das Urteil des Bayerischen LSG vom 26. Juni 1979 aufzu—

heben und die Beklagte unter Abänderung des Urteils des

SG Augsburg vom 19. Januar 1977 zu verurteilen, ihm über

den 28. Juli 1974 hinaus bis auf weiteres Rente nach

einer MdE vom 50 vH zu gewähren,

hilfsweise,

das Urteil des Bayerischen LSG vom 26. Juni 4979 aufzu-

heben und die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das LSG zurückzuverweisen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie trägt vor, daß der Sachverhalt von den Gerichten umfassend

erforscht worden sei. Die Revisionsbegründung enthalte keiner—

lei neue Tatsachen, die eine andere Entscheidung zuließan. Un—

fallbedingte Zahnschäden und Gesichtsverletzungen seien im

ersten und in den folgenden Durchgangsarztberichten nicht ge—
schildert worden. Falls sie vorhanden gewesen wären, wären

sie in die Befundschilderung aufgenommen worden. Das LSG habe

auf den von den Sachverständigen geäußerten Verdacht hinge—

wiesen, daß die Gesichts— und Zahnverletzungen bei Raufhändel

eingetreten sein könnten. Der Gehörschaden sei nicht unfall—
bedingt, denn es habe keine Verletzung des Schädels vorgelegen.

Der Verlust der Milz bedinge nach gesicherter Rechtsprechung
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nur eine MdB von 40 vH. Der Unfall vom 20. Seotember 4973

stehe mit dem Unfall vom 27. Dezember 4975 in keinem Zusammen—

hang; er könne daher nicht Gegenstand dieses Verfahrens sein.

II

Der Senat hat ohne mündliche Verhandlung entschieden, weil

die Beteiligten sich damit einverstanden erklärt haben

(5 424 Abs 2 des Sozialgerichtsgesetzes -SGG-).

Die Revision des Klägers ist insofern begründet, als das

angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache zur erneuten

Verhandlung und Entscheidung an das Berufungsgericht zu-
rückzuverweisen ist.

Nach 5 584 Abs 4 Nr 2 der Reichsversicherungsordnung —RVO-
wird Verletztenrente gewährt, solange die Erwerbsfähigkeit

des Verletzten infolge des Arbeitsunfalls um wenigstens
ein Fünftel (20 vH) gemindert ist. Der Höhe nach ist die
Rente der Teil der Vollrente, der dem Grad der MdB ent—

spricht. ‘

Der Kläger war durch die im Bescheid vom 9. September 4974

festgestellten (anerkannten) unfallbedingten Gesundheits-
störungen nach der vom LSG aufgrund des Beweisergebnisses

vorgenommenen Bewertung in der Zeit vom 28. Juli 4974 bis

27. Dezember 4975 nur um 25 vH in seiner Erwerbsfähigkeit

gemindert; danach erreichte die MdB nicht mehr einen zum
Rentenbezug berechtigenden Grad. Die Schätzung des Grades

der MdB durch eine Tatsacheninstanz beruht auf der Ausübung

des Rechts, nach der freien, aus dem Gesamtergebnis des

Verfahrens gewonnenen richterlichen Überzeugung zu entschei-

den (5 428 SGG). Soweit die tatsächlichen Grundlagen, von
der die Schätzung ausgeht, von der Revision nicht mit zu—
lässigen und begründeten Rügen angegriffen werden (S 465
SGG), kann eine solche Schätzung nur daraufhin nachgeprüft

..‘7-
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werden, ob die gesetzlichen Grenzen des richterlichen Er-

messens überschritten worden sind. Die Schätzung selbst kann

das Revisionsgericht nicht durch eine eigene Schätzung er—
setzen (BSGE 4, 447, 449).

Die Revision sieht einen Verfahrensverstoß darin, daß das LSG

bei der Beurteilung der Frage, in welchem Ausmaß der Kläger

durch den als Unfallfolge anerkannten Verlust der Milz und die

dadurch bedingten Folgeschäden in seiner Erwerbsfähigkeit vom
28. Juli 4974 an gemindert ist, dem vom SG eingeholten Gut—

achten des Dr. S vom 24. Oktober 4975 gefolgt ist und

nicht die spätere Narbenoperation durch Dr. S am 25. Februar

4976 berücksichtigt habe. Die darin liegenden Rügen, das LSG

habe nicht gemäß @428 Abs 4 Satz 4 SGGdas Gesamtergebnis
des Verfahrens berücksichtigt und sei auch seiner sich aus
5 405 SGG ergebenden Verpflichtung zur Aufklärung des Sach—

verhalts nicht nachgekommen, sind nicht begründet. Zur Frage

etwaiger weiterer Unfallfolgen durch die von Dr. S vorge—

nommene Narbenrevision hat das LSG ein Gutachten des Fach—

arztes für Chirurgie Dr. W vom 47. April 4979 eingeholt

und im angefochtenen Urteil dahin gewürdigt, daß der operative

Eingriff durch Dr. S über eine unfallbedingte Arbeitsunfähig-
keit hinaus keine höhere MdE — auch nicht zeitweise - bedinge.

Die Beschwerden des Klägers vor und nach diesem Eingriff

beruhten und beruhen nach der Beweiswürdigung des LSG im ganz
überwiegenden Maß auf einem konstitutionsbedingten kleinen
Narbenbruch, einer unfallfremden Leistenhernie und einer

Divertikulose. Auch wenn diese Beweiswürdigung des LSG un—
richtig oder nicht erschöpfend sein sollte, betrifft sie nicht

den Gang des Verfahrens, sondern allenfalls den Inhalt der

Entscheidung. Sie ist daher auch kein Verfahrensmangel, sondern

allenfalls ein Mangel in der Urteilsfindung (BSGE 2, 256, 257).

Die Sachaufklärungsrüge greift ebenfalls nicht durch. Nach
5 405 SGG hat das Gericht zwar den Sachverhalt von Amts wegen
aufzuklären, es ist jedoch an das Vorbringen und die Beweis-

anträge der Beteiligten nicht gebunden. Das Gericht würde
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seine Aufklärungspflicht allerdings verletzen, wenn es seine

Feststellungen auf ein Gutachten stützte, das in sich wider-

spruchsvoll oder wegen anderer Mängel zur Erforschung der

rechtserheblichen Tatsachen nicht ausreichend ist. Voraus-

setzung einer Nachprüfung des Berufungsverfahrens in dieser

Richtung ist jedoch, daß der Revisionskläger im einzelnen

Tatsachen anführt, aus denen sich mit hinreichender Deut-

lichkeit ergibt, daß das Berufungsgericht seiner Verpflich—

tung zur Erforschung des Sachverhalts nicht nachgekommen

ist, indem es etwa Beweismittel ungenutzt ließ, obwohl die

bisher erhobenen Beweise zu einer sicheren tatsächlichen

Feststellung nicht ausreichten (BSGE 1, 91, 95). Bei der
im vorliegenden Fall gegebenen Sachlage hätte der Revisions—

kläger die von ihm behauptete Verletzung der Aufklärungs—

pflicht näher begründen und insbesondere darlegen müssen,

warum das vom LSG zur Beurteilung der mit der Narbenrevision

zusammenhängenden Körperschäden von Dr. w eingeholte

Gutachten vom 17. April 1979 nicht als ausreichend angese—

hen werden kann und das LSG sich hätte gedrängt fühlen

müssen, ein weiteres Gutachten von Amts wegen von der Uni—

versitätsklinik M einzuholen. In der Revisionsbegrün-

dung ist der Kläger aber nicht einmal auf das Gutachten ’
des Dr. W eingegangen.

Das LSG ist sonach rechtsfehlerfrei zu dem Ergebnis gelangt,

daß der Kläger wegen der anerkannten Unfallfolgen vom
28. Juli 4974 an bis 28. Dezember 1975 um 25 vH in seiner

Erwerbsfähigkeit gemindert war. '

Anders verhält es sich jedoch, soweit der Kläger zusätz—
lich Gesichtsverletzungen und insbesondere einen Zahn—
verlust als Unfallfolgen geltend macht. Es trifft zwar zu,
wie das LSG ausführt, daß weder in den Durchgangsarztbe—
richten noch in der vom SG beigezogenen Krankengeschichte
über die stationäre Behandlung des Klägers im Anschluß an
den Unfall vom 27. Dezember 1975 etwas über Gesichtsver-
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letzungen und Zahnschäden verzeichnet ist. Der Kläger hat je—

doch behauptet, er habe gegenüber dem Stationsarzt der Station

47 des Hauptkrankenhauses A über Kiefer— und Zahn—

schmerzen geklagt. Er hat die Vernehmung dieses Arztes bean—

tragt. Das LSG hat diese Möglichkeit, den Sachverhalt dahin

weiter aufzuklären, ob Gesichtsverletzungen und Zahnschäden

aufgetreten waren, ohne Begründung nicht wahrgenommen. Darüber

hinaus hat Dr. K in einem Schreiben vom 28. Mai

4975 Platzwunden an Ober— und Unterkiefer des Klägers sowie

abgeschlagene Zähne bescheinigt. Das LSG war nach 5 405 SGG

verpflichtet aufzuklären, ob es sich dabei um Folgen des da—

für angeschuldigten Unfalls handelt. Dieser Verpflichtung

durfte sich das LSG nicht mit der Behauptung entziehen, daß

bei der ersten Inanspruchnahme des Dr. L durch

den Kläger am 7. März 4974 Platzwunden nicht mehr bestanden

haben und Angaben hierüber von Dr. F nur auf Aus-

künften des Klägers beruhen könnten. Das LSG hätte sich viel—

mehr gedrängt fühlen müssen, Dr. K zumindest
schriftlich zu befragen (@ 406 Abs 5 Nr 5 SGG), ob er selbst

bei dem Kläger Platzwunden festgestellt habe. Prof. Dr. Dr.

G und Dr. A haben im Gutachten vom 28. Oktober
4976 zwar an einer unfallbedingten Fraktur am Gesichtsskelett

Zweifel gehabt, aber eine mit dem Unfall im Zusammenhang
stehende Fraktur und einen Zatherlust auch nicht ausschließen

können. Einer weiteren Sachaufklärung war das LSG auch nicht

deshalb enthoben, weil die Sachverständigen auf die Perso—

nalakten des Klägers verwiesen haben, wonach der Kläger 4974

wiederholt tätlichen Angriffen von Landsleuten ausgesetzt ge—

wesen sei. Nach der von der Beklagten im Beschwerdeverfahren

vorgelegten Ablichtung eines Vermerks aus der Personalakte

des Klägers vom 45. Mai 4974 (H F }

hatte der Kläger als Grund für seine Absicht, nicht mehr zum
Dienst zu erscheinen, angegeben, daß er wiederholt von Lands—

leuten zusammengeschlagen worden sei und deshalb in Frankfurt

um sein Leben fürchte. Welcher Art etwa dabei erlittene Ver-

letzungen waren, insbesondere ob es zu einer Fraktur im
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Gesichtsbereich und zu Zahnverlusten gekommen war, kann dem

Vermerk nicht entnommen werden. Da das Revisionsgericht die

für erforderlich gehaltene Sachaufklärung nicht selbst vor—

nehmen kann, muß schon aus diesem Grund das angefochtene Ur—

teil aufgehoben und die Sache an das LSG zurückverwiesen

werden.

Hinsichtlich der als unfallbedingt behaupteten Schwerhörig—

keit des Klägers lagen dem LSG der Bericht der Dres. B

und B vom 4. Dezember 1975 und der Bericht des Dr.

F vom 17. Mai 1976 vor. In beiden Berichten wird die

Frage des ursächlichen Zusammenhangs der Schwerhörigkeit mit

dem Arbeitsunfall vom 27. Dezember 1975 nicht erörtert. Nach

Meinung des LSG sei ein ursächlicher Zusammenhang der Schwer-
hörigkeit mit diesem Unfall jedoch nicht wahrscheinlich, weil

der Nachweis eines entsprechenden Kopftraumas fehle und außer—

dem von den untersuchenden Ärzten keine Folgen eines solchen

Traumas, das den Hörschaden hätte bewirken können, gefunden

worden seien. Damit hat das LSG eine medizinische Frage be—
urteilt, ohne darzulegen, daß es die dafür erforderliche

Sachkunde selbst besitzt und worauf diese beruht. In dem Be—

richt der Dres. B und H vom 4. Dezember 1975

ist lediglich ausgeführt, daß sich kein Hinweis für eine
Pyramidenquerfraktur links habe feststellen lassen. Anschei—

nend hat das LSG angenommen, daß nur bei einer solchen Frak—

tur ein unfallbedingter Hörschaden in Betracht zu ziehen sei.

Ob dies medizinisch—wissenschaftlich zutreffendist, kann
jedoch dem Bericht nicht entnommen werden. Da das LSG seine

eigene Sachkunde zur Beantwortung der Frage des ursächli—

chen Zusammenhangs zwischen Unfall und Schwerhörigkeit nicht

dargelegt hat, ist dem Revisionsgericht die Nachprüfung
verwehrt, ob das LSG die Sachkunde zur Beurteilung der me—
dizinischen Frage gehabt hat. Das ist ein wesentlicher Ver-

fahrensmangel (BSG SozR Nr 55 zu 5 105 SGG). Auch insoweit
wird das LSG die erforderliche Sachaufklärung durchzuführen
haben, sofern es seine medizinische Sachkunde zur Beurteilung

der medizinischen Frage nicht darlegt. ‘

_ qq _
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Dem am 20. September 4975 erlittenen Unfall des Klägers kommt
für den weiteren Unfall vom 27. Dezember 4975 insofern Bedeu-

tung zu, als nach 5 584 Abs 5 EVOdem Kläger wegen der Folgen
dieses Unfalls nach dem 27. Dezember 4975 auch dann eine Rente

zu gewähren wäre, wenn die durch den Unfall bedingte MdE nur

40 vH beträgt, der Kläger aber gleichzeitig infolge des Ar—
beitsunfalls vom 20. September 1975 noch'um mindestens 40 vH in

seiner Erwerbsfähigkeit gemindert ist.

Das LSG ist aufgrund des Gutachtens des Dr. B vom

24. Oktober 4975 zu dem Ergebnis gekommen, daß Folgen des Un—

falls vom 20. September 4975 die Erwerbsfähigkeit des Klägers

ab 28. Dezember 4975 nicht mehr in messbarem Grad mindern.

Der Kläger habe bei diesem Unfall keinen Bruch des linken

Kniegelenks, sondern lediglich eine Prellung bzw Stauchung
erlitten. Die jetzt noch geklagten Beschwerden beruhten auf

Verschleißerscheinungen, die auch am rechten Khiegelenk vor—
handen seien. Zur Einholung weiterer Gutachten vom Amts wegen,

wie vom Kläger beantragt, brauchte sich das LSG nicht gedrängt

zu fühlen, zumal da der Kläger nach den von den behandelnden
Ärzten Dr. & und Dr. K beigezogenen Berichten vom
5. und 24. Januar 4975 an weiteren Knochen— und Gelenkser—

krankungen leidet und der Verdacht einer primär—chronischen

Polyarthritis besteht. Das Vorbringen der Revision, das im

wesentlichen nur die Beschwerde des Klägers Wiedergibt‚ ist

nicht geeignet, hinsichtlich des Unfalls eine Verletzung der

Sachaufklärungspflicht (@ 405 SGG) darzulegen. Der Hinweis

darauf, daß das LSG über die Anträge auf Einholung weiterer

Gutachten von Amts wegen hinweggegangen sei, vermag einen
Verfahrensmangel nicht zu begründen. Denn nach 5 405 SGG ist

das Gericht bei der Erforschung des Sachverhalts an die Be—

weisanträge der Beteiligten nicht gebunden.
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Das angefochtene Urteil war wegen der dargelegten Ver—

fahrensmängel aufzuheben und zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung - auch über die Kosten des Revisionsverfahrens —
an das LSG zurückzuverweisen.
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